Landesseniorenrat Niedersachsen e.V.

---------------------------------------------------------------------------------------------------
Die Bildung von kommunalen Seniorenvertretungen

/Seniorenbeiräten liegt uns am Herzen.

Allen Interessierten möchten wir hiermit die notwendigen Informationen an die Hand geben.

Die Einrichtung von Seniorenbeiräten ist weder in der NGO noch in der NLO verankert. Deshalb gibt es auch keine verbindlichen Regelungen für das Verfahren, nach dem sie zu bilden sind. So sind in der Vergangenheit ganz unterschiedliche Formen entstanden.

In der Neufassung der NGO ist unter § 51 Abs.6 die Möglichkeit geschaffen, dass Seniorenvertreter als beratende Mitglieder in die relevanten Ausschüsse berufen werden können.

Weil die örtlichen Gegebenheiten sehr unterschiedlich strukturiert sind, muss geprüft werden, welches Gründungsverfahren den örtlichen Voraussetzungen angepasst werden soll.

Wir hoffen, dass diese Empfehlungen, die aus der Praxis von Seniorenbeiräten entstanden sind, helfen können, vor Orte ein Seniorenvertretung einzurichten, die zum Wohle aller Senioren möglichst gut arbeiten kann.

Landesseniorenrat Niedersachsen e.V.

Ilka Dirnberger/Vorsitzende

Landesseniorenrat Niedersachsen e.V.

Empfehlungen zur Bildung von kommunalen Seniorenvertretungen

GRUNDSÄTZLICHES

1.1  

Aufgabe der Seniorenvertretungen ist die Vertretung der Interessen aller 

Senioren gegenüber Rat und Verwaltung, der Gemeinde/des Kreises, 

sowie gegenüber allen für Seniorenfragen relevanten Stellen und 

Einrichtungen.

1.2

Bei der Bildung ist ein Verfahren anzustreben, bei dem möglichst viele 

Senioren direkt oder indirekt beteiligt werden.

1.3

Die Bildung sollte durch oder in Zusammenarbeit mit Rat und

Verwaltung der Kommune erfolgen, damit die Vertretung als

Sprecherin der Senioren legitimiert ist.

1.4

Wichtig für die Arbeit ist die Unabhängigkeit von politischen Parteien,

Kirchen und allen sonstigen Gruppierungen, Verbänden und

Organisationen. Dies sollte bereits bei der Bildung der

Seniorenvertretung bedacht werden.

1.5

Da es keine einheitliche Regelung gibt, tragen die 

Seniorenvertretungen unterschiedliche Namen.

Es scheint sich aber die Bezeichnung „Seniorenbeirat“

Mit Zusatz des Ortsnamens oder des Kreises durchzusetzen.

Diese Bezeichnung sollte bei Neubildungen übernommen werden.

Vorgeschlagen wird ferner, dem Gremium, das den Seniorenbeirat wählt,

die Bezeichnung „Delegiertenversammlung“ zu geben.

GRÜNDUNGSVERFAHREN

2.1

Im wesentlichen sind folgende Gründungsverfahren zu unterscheiden:

2.1.1 Urwahl

Alle älteren Mitbürger einer Gemeinde/eines Kreises wählen nach dem Vorbild der Kommunalwahlen eine bestimmte Anzahl von Delegierten für die Delegiertenversammlung. Diese wählt aus ihrer Mitte den Seniorenbeirat. Die Wahl erfolgte in Wahllokalen und/oder durch Briefwahl.

2.1.2 Wahl durch ernannte Delegierte

     Die Altenkreise der Wohlfahrtsverbände, Kirchen und der Kommune,

Altenclubs, Alteneinrichtungen und Heime entsenden Delegierte in eine

Delegiertenversammlung. Diese wählt aus ihrer Mitte den Seniorenbeirat.

2.1.3 Berufung

Die Kommune setzt Seniorenvertreter ein, die von ihr aus den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege und der Kirchen, den Parteien, den Altenheimen und Interessenverbänden und aus dem Kreis der in Altenarbeit erfahrenen Personen ausgewählt werden.

Diese bilden den Seniorenbeirat.

2.1.4 Mischform zwischen Wahl und Delegation

Neben der Wahl gem. 2.1.1 wird eine Anzahl von

Mitgliedern der Delegiertenversammlung von 

Organisationen oder Alteneinrichtungen direkt

benannt.

Möglich ist auch eine direkte Benennung für den

Seniorenbeirat.

Eine dritte Möglichkeit ist die Ergänzung des nach 2.1.1

oder 2.1.2 gewählten Seniorenbeirats durch Vertreter des

     Rates und der Verwaltung der Kommune.

     2.1.5  Selbsternennung

Einzelpersonen stellen sich für die Arbeit zur Verfügung und

bilden den Seniorenbeirat.

Beurteilung der unterschiedlichen Verfahren

2.2.1

Der Urwahl nach 2.1.1 ist unbedingt der Vorzug zu geben.

Nur hier können alle Senioren an der Bildung beteiligt werden.

Dies ist für die Legitimation als Vertretung a l l e r Senioren von großer Bedeutung. Eine Urwahl kann schon aus organisatorischen Gründen nur von der Kommune durchgeführt werden. Eine Direktwahl des Seniorenbeirats ohne Bildung einer Delegiertenversammlung ist weniger zu empfehlen. Die Basis für die Arbeit wird schmaler und das Gremium entfällt, demgegenüber der Seniorenbeirat Rechenschaft über seine Arbeit zu geben hat.    Die Urwahl ist das aufwändigste Verfahren, besonders, wenn sie als   reine Briefwahl durchgeführt wird. Dennoch ist die Briefwahl sehr zu empfehlen, da gerade ältere Menschen oft Schwierigkeiten haben, ein Wahllokal aufzusuchen. Die hohe Wahlbeteiligung bei bisher durchgeführten Briefwahlen bestätigt das.

2.2.2

Wenn eine Urwahl nicht möglich ist, bietet sich das Verfahren an, den Seniorenbeirat durch ernannte Delegierte wählen zu lassen.

Allerdings sollte dabei eine Regelung getroffen werden, die es ermöglicht, Senioren, die sich keinem der Kreise, Clubs oder Einrichtungen zurechnen, an der Wahl zu beteiligen.

2.2.3

Die Berufung von Seniorenvertretern durch die Kommune hat den Nachteil, dass die Senioren keinen unmittelbaren Einfluss auf die Bildung des Seniorenbeirats haben. Außerdem erfolgt die Auswahl nach Kriterien, wie sie in der Kommunalpolitik üblich sind. Dadurch werden auch die Strukturen der Kommunalpolitik in den Seniorenbeirat hineingetragen. Dies ist aus Gründen der Unabhängigkeit nicht wünschenswert.

2.2.4

Mischformen, wie Benennung von Mitgliedern der

Delegiertenversammlung oder des Seniorenbeirates neben dem üblichen Wahlverfahren sollten nur in besonders begründeten Ausnahmefällen gewählt werden. Dabei sollten strenge Maßstäbe angelegt werden. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass allen Gruppen und Einrichtungen durch die Beteiligung an der Wahl die Möglichkeit gegeben ist, sich an der Arbeit des Seniorenbeirates zu beteiligen. Eine ständige Mitgliedschaft von Vertretern von Rat und Verwaltung sollte um des Auftrags willen, Vertreter der Senioren auch gegenüber von Rat und Verwaltung zu sein, nicht angestrebt werden.

2.2.5 Einer Selbsternennung fehlt die Legitimation durch die Senioren, wie auch die Anerkennung durch die Kommune.

Sie kann bestenfalls als ein erster Schritt zu einer geordneten Wahl verstanden werden, wenn diese anders nicht zu erreichen ist.

3. VORSCHLÄGE FÜR EINE WAHLORDNUNG

3.1 Allgemeines

3.1.1 Das aktive und passive Wahlrecht haben alle Bürger, die am Wahltag bzw. am Tage der Konstituierung das 60. Lebensjahr vollendet haben und in der Gemeinde/dem Landkreis ihren Wohnsitz haben.

3.1.2 Der Seniorenbeirat sollte mindestens 6, höchstens 15 Mitglieder, haben.

3.1.3 Die Wahlperiode beträgt mindestens 3, höchstens 5 Jahre.

Eine Angleichung an die Wahlperiode der Kommune ist erwägenswert.

3.1.4 In allen Zweifelsfällen bei der Vorbereitung und Durchführung einer Wahl gelten die Vorschriften für die Kommunalwahl sinngemäß.

3.1.5 Über die Gültigkeit und über eventuelle Wahleinsprüche entscheidet der Verwaltungsausschuss der Kommune abschließend.

3.1.6 Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Delegierten/eines Mitglieds des Seniorenbeirats drückt der Kandidat/Delegierte mit der nächst höheren Stimmenzahl nach.

3.2 Muster für die Bildung von Seniorenbeiräten

Diese Muster sind den örtlichen Gegebenheiten entsprechend abzuändern oder zu ergänzen.

3.2.1 Bildung einer Seniorenvertretung aufgrund einer Urwahl

Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl bis zur Wahl des

Seniorenbeirats liegt in den Händen der Kommune.

                               DELEGIERTENWAHL

Für die Durchführung der Delegiertenwahl wird ein

WAHLAUSCHUSS gebildet, dem Vertreter der ortsansässigen

Wohlfahrtsverbände, Vertreter eines bereits bestehenden Seniorenbeirats sowie der Sozialdezernent oder ein von ihm benannter Vertreter angehören. Den Vorsitz führt der Sozialdezernent.

Mitglieder des Wahlausschusses dürfen sich nicht um die Aufgabe als Delegierte bewerben.

Der Wahlausschuss hat die Aufgabe, die vorschlagsberechtigten Kreise, Gruppen, Clubs, Verbände und Einrichtungen festzustellen, die eingehenden Wahlvorschläge zu überprüfen, die Wählerliste aufzustellen, nach der Wahl die Stimmen auszuzählen und das Endergebnis festzustellen.

Die Kommune legt die Zahl fest, auf wie viele Wahlberechtigte ein Delegierter zu wählen ist. Die Zahl der Delegierten sollte mindestens dreimal so groß sein, wie später Seniorenvertretungen zu wählen sind.

Wenn erforderlich, werden von der Kommune Wahlbereiche festgelegt.

Dabei sollten die bei Kommunalwahlen üblichen Bereiche zugrunde gelegt werden.

                                 BENENNUNG VON KANDIDATEN

Kandidaten können benannt werden durch die Altenkreise der Wohlfahrtsverbände, der Kirchengemeinden, der Kommune, durch Seniorenclubs, die Institutionen der Altenpflege sowie Seniorengruppen solcher größeren Organisationen, die sich regelmäßig (mindestens einmal im Monat) treffen und deren Veranstaltungen von mindestens 20 Wahlberechtigten besucht werden.

Einzelbewerber können kandidieren, wenn ihre Kandidatur von mindestens zehn wahlberechtigten Bürgern durch Unterschrift unterstützt wird.

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen.

Anderenfalls ist seine Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig.

10. Der Wahlausschuss stellt den Kreis der Vorschlagsberechtigten nach 7. fest.

11. Die Kreise, Gruppen, Clubs und Institutionen nach 7. sind von der Kommune schriftlich aufzufordern, bis zu einem festgesetzten Termin ihren Wahlvorschlag beim Wahlausschuss einzureichen.

Dies hat schriftlich auf einheitlichem Vordruck zu erfolgen.

Eine schriftliche Einverständniserklärung des Vorgeschlagenen ist beizufügen.

12. Durch eine Pressemitteilung ist gleichzeitig zur Einreichung von

Vorschlägen für Einzelbewerber aufzufordern.

13. Der Wahlausschuss überprüft die eingegangenen Vorschläge und

erstellt die Wahlliste.

14. In der Wahlliste werden alle Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt. Anzugeben ist Name, Vorname (früher ausgeübter) Beruf, Straße, Hausnummer, vorgeschlagen von...

15. Die Kommune übernimmt die Organisation der Wahl (Erstellung der Stimmzettel, Versendung der Wahlunterlagen bei Briefwahl,

Einrichtung der Wahllokale, Bekanntgabe in der Presse u .a.).

16. Bei einer reinen Briefwahl sind alle Wahlunterlagen, Stimmzettel, Erklärung der persönlichen Stimmabgabe) jedem Wahlberechtigten direkt zuzustellen.

Die Rückgabe erfolgt durch die Post oder durch direkte Abgabe beim Wahlausschuss.

17. Jeder Wahlberechtigter hat zwei Stimmen. Die Häufung auf einen Kandidaten ist nicht zulässig.

18. Die Stimmzettel müssen am Wahltag, spätestens bis 18.00 Uhr,

im Wahllokal abgegeben sein oder dem Wahlausschuss vorliegen.

19. Die Auszählung der Stimmen erfolgt im Anschluss in den Wahllokalen.

20. Der Wahlausschuss übernimmt am nächsten Arbeitstag um 10.00 Uhr die Ergebnisse aus den Wahllokalen und zählt die Stimmen aus, die durch Briefwahl abgegeben wurden, und ermittelt das Endergebnis. Dieser Vorgang ist öffentlich.

21. Als gewählte Delegierte gelten die Kandidaten mit der höchsten Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

                                 WAHL DES SENIORENBEIRATS

22. Der Sozialdezernent oder ein von ihm beauftragter Vertreter lädt die Delegierten zu einer Delegiertenversammlung zur Wahl des Seniorenbeirats ein.

23. Zu Beginn wird eine Wahlkommission gebildet, der fünf Delegierte angehören.

Ein Mitglied dieser Kommission kann nicht in den Beirat gewählt werden.

Der Sozialdezernent-Vertreter gehört der Kommission mit beratender Stimme an.

24. Die Delegierten tragen ihre Vorschläge zur Wahl der Mitglieder

des Seniorenbeirats in der Versammlung mündlich vor. Die Wahl

erfolgt schriftlich.

25. Jeder Delegierte hat drei Stimmen. Er muss mindestens eine

Stimme abgeben, damit der Stimmzettel gültig ist. Die Häufung der Stimmen auf einen Delegierten ist nicht zulässig.

26. Gewählt sind die Delegierten mit der höchsten Stimmenzahl.

27. Der Seniorenbeirat wählt (in seiner ersten Sitzung) aus seiner

Mitte, den Vorsitzenden und den Vorstand und gibt sich eine Satzung.

28. Dem Vorstand sollen angehören:

Der Vorsitzende, ein Stellvertreter, ein Schriftführer und Kassenwart und evtl. 2-3 Beisitzer.

3.2.2 Bildung einer Seniorenvertretung aufgrund einer Wahl durch ernannte Delegierte.

Die Durchführung liegt in den Händen der Kommune

                       BILDUNG DER DELEGIERTENVERSAMMLUNG

In die Delegiertenversammlung entsenden alle Wohlfahrtsverbände und Kirchen, sofern sie Altenarbeit betreiben, Seniorenkreise der Kommune, Altenclubs, die Institutionen der Altenpflege, sowie Seniorengruppen solcher größeren Organisationen, die sich regelmäßig (mindestens einmal im Monat) treffen und deren Veranstaltungen von mindestens 20 Wahlberechtigten besucht werden, jeweils einen von ihnen bestimmten Delegierten.

Einzelpersonen können Mitglieder der Delegiertenversammlung 

Werden, wenn ihre Bewerbung von mindestens zehn Wahlberechtigten unterstützt wird.

Die Verwaltung der Kommune stellt – in Zusammenarbeit mit

Der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände – eine Liste der Einrichtungen, Kreise und Gruppen auf, die einen Delegierten entsenden können. Diese Liste ist zu ergänzen, wenn Gruppen und Einrichtungen, die nicht in ihr enthalten sind, aber die Bedingungen nach 2. erfüllen, dies beantragen.

     Die Verwaltung legt den Termin für die Delegiertenversammlung fest 

     und lädt schriftlich dazu ein.

     Gleichzeitig wird durch öffentliche Bekanntmachung in der Presse 

     Zu dieser Versammlung eingeladen und auf die Möglichkeit von

     Einzelbewerbungen hingewiesen.

     Einzelbewerbungen müssen bis spätestens 8 Tage vor dem   

     Versammlungstermin mit mindestens 1o Unterschriften von

     Wahlberechtigten Senioren, die diese Bewerbung unterstützen,

     bei der Verwaltung vorliegen. Ein wahlberechtigter Bürger kann nur

     eine Bewerbung unterstützen.

     Die Verwaltung stellt die Ordnungsgemäßheit der Bewerbung fest.

                          WAHL DES SENIORENBEIRATES


Die Wahl des Seniorenbeirates erfolgt nach der Ordnung, die unter 3.2.1

(Urwahl Nr. 22 bis 28) niedergelegt ist.

             BILDUNG EINER SENIORENVERTRETUNG DURCH BERUFUNG

1. Die Kommune legt die Zahl der Mitglieder des Seniorenbeirats fest

und bestimmt die Dauer, für die diese Berufung gilt.

Die Dauer ist nach Möglichkeit der Wahlperiode des Rates/des

Kreistages anzugleichen.

2. Die Berufung durch die Kommune erfolgt entweder ganz nach 

eigenem Ermessen oder aufgrund einer Berufungsliste, zu der 

Vorschläge von den Verbänden, Gruppen und Einrichtungen, die Altenarbeit betreiben, gemacht werden können. Es sollen auf jeden

Fall in der Altenarbeit erfahrene Personen berufen werden.

3. Diese Seniorenbeirat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und 

den Vorstand.

Mischform zwischen Wahl und Delegation

1. Die Möglichkeiten sind unter 2.1.4 aufgeführt

2. Die Wahl erfolgt gem. 3.2.1 oder 3.2.2

3. Die Berufung weiterer Mitglieder in die Delegiertenversammlung

oder in den Seniorenbeirat erfolgt durch die Kommune im Einver-

nehmen mit den Verbänden, die Seniorenarbeit betreiben.

     Selbsternennung

     --------------------

      Die Selbsternennung erfolgt in freier Vereinbarung

           Aufgestellt:

           Groß Hilligsfeld, den 21.p1.1995

           Gez. Alfred Grosse/Seniorenbeirat der Stadt Hameln
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